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SALMA AL-SCHIHAB (SALMA AL-SHEHAB) 

Am 25. Januar 2023 wurde Salma al-Schihab, eine Doktorandin der University of Leeds und Mutter von zwei 

Kindern, vom saudischen Sonderstrafgericht (Specialized Criminal Court – SCC) in Riad erneut verurteilt, nachdem 

der Oberste Gerichtshof ihren Fall zur Prüfung an die Berufungskammer des SCC verwiesen hatte. Das Strafmaß 

lautet auf 27 Jahren Haft sowie einem anschließenden 27-jährigen Reiseverbot. Das SCC verurteilte Salma al-

Schihab in einem grob unfairen Gerichtsverfahren wegen terrorismusbezogener Vorwürfe, weil sie auf Twitter Beiträge 

von Aktivist*innen geteilt hatte, die sich für Frauenrechte einsetzen. Salma al-Schihab befindet sich seit dem 23. 

März im Hungerstreik. 

Das saudische Sonderstrafgericht (Specialized Criminal Court – SCC) in Riad hat Salma al-Schihab, eine 

Akademikerin und Mutter zweier Kinder, am 25. Januar 2023 erneut schuldig gesprochen, nachdem der Oberste 

Gerichtshof ihren Fall zur Überprüfung an die Berufungskammer des SCC verwiesen hatte. Das Strafmaß lautet auf 

27 Jahren Haft sowie einem anschließenden 27-jährigen Reiseverbot. Das SCC verurteilte Salma al-Schihab erneut 

wegen terrorismusbezogener Straftaten wie der „Unterstützung von Personen, die die öffentliche Ordnung stören und 

die staatliche Sicherheit destabilisieren wollen“ sowie der Veröffentlichung von Twitter-Beiträgen, die die „öffentliche 

Ordnung stören sowie die gesellschaftliche und staatliche Sicherheit destabilisieren“. Diese Anklagen beruhen auf der 

friedlichen Ausübung ihres Rechts auf freie Meinungsäußerung in Form von Twitter-Beiträgen zur Unterstützung der 

Frauenrechte, die sie auf ihrem Twitter-Account veröffentlicht hatte. Salma al-Schihab befindet sich seit dem 23. 

März im Hungerstreik, um gegen ihre willkürliche Inhaftierung und ihr unfaires Gerichtsverfahren zu protestieren. 

Der Strafprozess gegen Salma al-Schihab war am 25. Oktober 2021 eröffnet worden. Laut von Amnesty International 

überprüften Gerichtsakten hielten die saudischen Behörden sie 285 Tage lang in Einzelhaft fest, bevor sie vor Gericht 

gestellt wurde. Dieses Vorgehen verstößt nicht nur gegen internationale Standards, sondern auch gegen Saudi-

Arabiens eigene Strafprozessordnung. Die Aktivistin hatte während ihrer gesamten Zeit in Untersuchungshaft keinen 

Zugang zu rechtlichem Beistand, auch nicht während der Verhöre. 

Mitte 2022 verurteilten die saudischen Behörden Salma al-Schihab auf Grundlage des Antiterrorgesetzes zunächst zu 

sechs Jahren Haft. Im Berufungsverfahren forderte die Staatsanwaltschaft allerdings eine härtere Strafe. So wurde 

ihre ursprüngliche Strafe verworfen und das Strafmaß nach Ermessen des Richters auf 34 Jahre Haft erhöht. Salma 

al-Schihab legte auch gegen dieses Urteil Rechtsmittel ein, und der Oberste Gerichtshof verwies ihren Fall im Januar 

2023 zur erneuten Prüfung an die Berufungskammer des SCC zurück. Das Gericht ließ die Anklage wegen 

Cyberkriminalität gegen sie fallen, bestätigte aber andere Anklagepunkte unter dem Antiterrorgesetz und verurteilte 

sie schließlich zu 27 Jahren Haft.  

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Die saudischen Behörden haben Salma al-Schihab ins Visier genommen, weil sie auf ihrem Twitter-Account 

Frauenrechtsaktivist*innen folgte, diese unterstützte und über sie schrieb. Zu ihnen gehörte auch Loujain al-Hathloul, 

die 2018 nach einem grob unfairen Verfahren vor dem Sonderstrafgericht wegen der „Spionage mit ausländischen 

Gruppen“ und der „Verschwörung gegen das Königreich“ inhaftiert wurde. Sie wurde im Februar 2021 freigelassen. 

2022 hat Amnesty International 15 Fälle von Personen dokumentiert, die wegen friedlicher Aktivitäten im Internet zu 

Gefängnisstrafen zwischen zehn und 45 Jahren verurteilt wurden. Eine Frau erhielt die vermutlich längste Haftstrafe, 

die je wegen friedlicher Äußerungen im Internet gegen eine saudische Frau verhängt wurde. Saudi-Arabien hat auch 

mindestens eine Social-Media-Plattform infiltriert, um sich rechtswidrig Informationen über Dissident*innen zu 

verschaffen und zu kontrollieren, welche Informationen über das Königreich im Internet verbreitet werden. Die 
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Verfahren gegen alle 15 Personen fanden vor dem saudischen Sonderstrafgericht (SCC) statt, das ursprünglich für 

terrorismusbezogene Strafverfahren vorgesehen war. Der SCC stützte sich bei der Verurteilung dieser Personen auf 

vage Bestimmungen in den Gesetzen zur Bekämpfung von Cyberkriminalität und Terrorismus, in denen friedliche 

Meinungsäußerungen und Online-Aktivitäten mit „Terrorismus“ gleichgesetzt werden. Amnesty International hat 

dokumentiert, dass alle Phasen der Strafverfahren am SCC mit Menschenrechtsverletzungen behaftet sind. Diese 

Personen waren während ihrer Inhaftierung einer Reihe von Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt. So wurden sie 

oft monatelang in Einzelhaft gehalten und hatten während ihrer gesamten Untersuchungshaft keinen Zugang zu 

einem Rechtsbeistand. Gegen einige von ihnen wurden auch willkürliche Reiseverbote verhängt, die gegen die 

internationalen Menschenrechtsnormen verstoßen. 

Das harte Vorgehen gegen die Meinungsäußerung im Internet ist nur ein Instrument der saudischen Behörden zur 

Unterdrückung abweichender Meinungen. Bis März 2023 hat Amnesty die Fälle von 67 Personen dokumentiert, die 

wegen der Ausübung ihrer Rechte auf freie Meinungsäußerung, Vereinigungsfreiheit und friedliche Versammlung 

verfolgt wurden, darunter Menschenrechtsverteidiger*innen, friedliche politische Aktivist*innen, Journalist*innen, 

Dichter*innen und Geistliche. Von diesen wurden 32 wegen friedlicher Meinungsäußerung in den Sozialen Medien 

verfolgt. Amnesty International ist sich bewusst, dass die tatsächliche Zahl dieser Strafverfolgungen wahrscheinlich 

viel höher ist. 

SCHREIBEN SIE BITTE  

E-MAILS, LUFTPOSTBRIEFE, TWITTERNACHRICHTEN ODER FAXE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

▪ Ich fordere Sie auf, Salma al-Schihab umgehend und bedingungslos freizulassen sowie ihre Verurteilung 

aufzuheben. Salma al-Schihab wird nur aufgrund der friedlichen Ausübung ihres Rechts auf freie 

Meinungsäußerung in Haft gehalten. 

▪ Ich bitte Sie außerdem eindringlich, das Recht auf freie Meinungsäußerung zu respektieren und die Wahrnehmung 

dieses Rechts nicht als „Terrorismus“ einzustufen. Bitte schaffen Sie das Antiterrorgesetz und das Gesetz zur 

Internetkriminalität ab oder unterziehen Sie es einer kompletten Überarbeitung. Die neuen Gesetze müssen in 

Einklang mit dem Völkerrecht und internationalen Standards stehen. 

ACHTUNG! Aufgrund der Verbreitung des Coronavirus ist die weltweite Briefzustellung momentan eingeschränkt. Da 
sich die Zustellung täglich ändern kann, prüfen Sie bitte auf der Website der Deutschen Post unter „Aktuelle 
Informationen zum Coronavirus“, ob Briefe im Zielland zugestellt werden. Falls nicht, senden Sie Ihre 
Appellschreiben bis auf Weiteres bitte auf elektronischem Weg. Appelle in Papierform können außerdem an die 
Botschaft des Ziellandes in Deutschland geschickt werden.  

 

APPELLE AN 

JUSTIZMINISTER 

Waleed Mohammed Al-Smani 

Minister of Justice 

Riyadh, SAUDI-ARABIEN 

Postal Code 11472, P.O. Box 7775 

(Anrede: Dear Minister / Sehr geehrter Herr Minister) 
E-Mail: minister-office@moj.gov.sa 

KOPIEN AN 

BOTSCHAFT DES KÖNIGREICHS SAUDI-ARABIEN 
S.E. Herrn Essam Ibrahim H. Baitalmal 
Tiergartenstr. 33-34 
10785 Berlin 
Fax: 030-8892 5176 
E-Mail: deemb@mofa.gov.sa 

 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Arabisch, Englisch oder auf Deutsch. Da 

Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 29. Mai 2023 keine 

Appelle mehr zu verschicken. 

Weitere Informationen zu UA-074/2022 (MDE 23/5961/2022, 19. August 2022) 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

▪ I urge you to immediately and unconditionally release Salma al-Shehab and quash her conviction as she is being 

held solely for peacefully exercising her right to freedom of expression. 

▪ I also call on you to stop equating free speech with “terrorism”, and repeal or substantially amend the counter-

terrorism and anti-cybercrime laws that criminalize dissent, and enact new laws that are fully compatible with 

international human rights standards. 

https://www.amnesty.org/en/documents/mde23/1633/2020/en/

